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1. KONJUNKTUR 

Wachsender Auftragsbestände in der Industrie1 

Aktuelle Daten zeigen für den April 2026 gefüllte industrielle Auf-

tragsbücher. Das preisbereinigte Volumen stieg gegenüber dem 

Vormonat um 0,4 Prozent. Eine hohe Nachfrage nach Computern 

und optischen Erzeugnissen treibt den Trend maßgeblich an. Die 

zahlreichen Bestellungen garantieren dem verarbeitenden Ge-

werbe eine stabile Auslastung. 

In Marktanalysen  dominieren ausländische Aufträge. Die inter-

nationale Nachfrage wuchs im Berichtszeitraum um 0,6 Prozent. 

Gleichzeitig orderten jedoch auch deutsche Kunden wieder deut-

lich mehr Güter. Ein beachtliches Wachstum erlebte hierbei der 

Bau von Transportmitteln (Lkw?). 

Die theoretische Reichweite der unerledigten Bestellungen liegt 

konstant bei 8,8 Monaten. Produzenten von Investitionsgütern 

sichern ihre betrieblichen Kapazitäten durch diesen Puffer noch 

weitaus länger. Lediglich die chemische Industrie verzeichnete 

 
1 Destatis (18.06.2026): Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe 
(April 2026). 

zuletzt sinkende Nachfragewerte. Dennoch beweisen die Zahlen 

eine robuste wirtschaftliche Auftragslage. 

Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe 

Volumenindex, 2021=100, saison- und kalenderbereinigt 

 
Quelle: Destatis 

Erzeugerpreise steigen im Mai2 

Das Statistische Bundesamt meldet für den Mai 2026 gestiegene 

Erzeugerpreise. Die industriellen Kosten wuchsen um 2,2 Pro-

zent gegenüber dem Vorjahr. Zuletzt verzeichnete die Wirtschaft 

2023 vergleichbare Zuwächse. Dieser Trend zeigt anhaltenden 

Preisdruck für Produzenten. 

Für diese Teuerung sorgen vor allem teurere Vorleistungsgüter. 

Die Industrie zahlte für Grundstoffe einen Aufschlag von 4,2 Pro-

zent. Besonders Metalle und chemische Rohstoffe kosteten 

deutlich mehr. Auch die Ausgaben für Energie stiegen leicht an. 

Im Gegensatz dazu sanken die Preise für Verbrauchsgüter. Die 

Hersteller forderten in diesem Bereich 1,7 Prozent weniger als im 

Vorjahr. Günstigere Lebensmittel verursachten diese Entlastung. 

Vor allem tierische Erzeugnisse kosteten deutlich weniger. 

 

 

 

2 Destatis (19.06.2026): Erzeugerpreisindex (Mai 2026). 
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Inland Ausland Gesamt

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/06/PD26_209_421.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/06/PD26_209_421.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/06/PD26_212_61241.html
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Erzeugerpreise 

Index (2021=100) 

 
Quelle: Destatis 

Kriegsbedingter Anstieg der Großhandelspreise3 

Aktuelle Daten des Statistischen Bundesamtes belegen deutlich 

gestiegene Großhandelspreise. Der allgemeine Kostenaufwand 

wuchs gegenüber dem Vorjahr um 5,9 Prozent. Kriegerische 

Konflikte im Nahen Osten treiben den starken Preisdruck maß-

geblich an. Geopolitische Spannungen verteuern Energie und 

Rohstoffe auf den internationalen Märkten spürbar. 

Großhandelspreise 

Index (2021=100) 

 
Quelle: Destatis 

Besonders hohe Aufschläge trafen den Bereich der Mineralöler-

zeugnisse. Gewerbliche Abnehmer zahlten für Erdölprodukte 

durchschnittlich 30,5 Prozent mehr als im Vorjahreszeitraum. 

Dennoch sanken die gesamthaften Verkaufspreise gegenüber 

dem direkten Vormonat leicht. Die staatliche Senkung der 

 
3 Destatis (15.06.2026): Großhandelspreisindex (Mai 2026). 
4 Destatis (23.06.2026): 13,3 Millionen Erwerbspersonen erreichen in 
den nächsten 15 Jahren das gesetzliche Rentenalter. 

Energiesteuer („Tankrabatt“) im Mai und Juni bewirkte eine kurz-

fristige finanzielle Entlastung. 

Abseits des Energiesektors meldete der Markt spürbare Preis-

rückgänge in bestimmten Sortimenten. Händler forderten für le-

bende Tiere im Jahresvergleich 10,1 Prozent weniger. Gleichzei-

tig sanken die Beschaffungskosten für Kaffee, Kakao und Molke-

reiprodukte. Solche isolierten Preisnachlässe milderten die ge-

nerelle Teuerungsrate für gewerbliche Einkäufer zumindest ge-

ringfügig ab. 

Demografischer Wandel auf dem Arbeitsmarkt45 

Das Statistische Bundesamt prognostiziert für die kommenden 

Jahrzehnte einen massiven Umbruch der heimischen Arbeits-

welt. Bis zum Jahr 2040 verlassen voraussichtlich rund 13 Milli-

onen Erwerbspersonen altersbedingt den Arbeitsmarkt. Der 

enorme Wegfall bedroht einen beträchtlichen Teil der aktuell ver-

fügbaren Belegschaften. Nachrückende Generationen können 

die gewaltige personelle Lücke zahlenmäßig nicht  schließen. 

Laut einer aktuellen Analyse des ifo Instituts trifft der Generatio-

nenwechsel bestimmte Sektoren extrem hart. Der baldige Ren-

teneintritt vieler Beschäftigter verursacht in systemrelevanten 

Berufen demnach gravierende personelle Engpässe. In essenzi-

ellen Bereichen weisen gegenwärtig beachtliche 27 Prozent der 

arbeitenden Menschen ein fortgeschrittenes Alter auf. Folglich 

fehlt bald besonders im öffentlichen Nahverkehr sowie in der me-

dizinischen Pflege dringend benötigtes Fachpersonal. 

Um dem absehbaren Fachkräftemangel entgegenzuwirken, ver-

bleiben ältere Arbeitnehmer heutzutage oft länger im Beruf. 

Neuen Daten des Statistischen Bundesamtes zufolge zeigt die 

stufenweise Anhebung des Rentenalters auf 67 einen messba-

ren positiven Effekt. Der Trend resultiert ebenso aus der geziel-

ten beruflichen Aktivierung von erfahrenen Mitarbeitern kurz vor 

dem Ruhestand. Trotz aller Bemühungen bleibt die vollständige 

Kompensation der ausscheidenden Arbeitskräfte eine gewaltige 

gesellschaftliche Herausforderung. 

Insolvenzen steigen weiter6 

Die angespannte wirtschaftliche Lage treibt derzeit zahlreiche 

Betriebe in den finanziellen Ruin. Eine aktuelle Auswertung von 

Creditreform dokumentiert für die bisherige Jahresspanne von 

2026 eine anhaltend negative Entwicklung. In diesem Zeitraum 

meldeten bundesweit exakt 12.900 Unternehmen ihre eigene 

Zahlungsunfähigkeit an. Diese bedenkliche Zunahme resultiert 

5 ifo Institut (23.06.2026): Demografischer Wandel sorgt für Personal-
mangel in kritischen Berufen. 
6 Creditreform (23.06.2026): Insolvenzen in Deutschland, 1. Halbjahr 
2026. 

80
90

100
110
120
130
140
150

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

20
21

20
22

20
23

20
24

20
25

20
26

80

90

100

110

120

130

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

20
21

20
22

20
23

20
24

20
25

20
26

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/06/PD26_202_61281.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/06/PD26_N039_13.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/06/PD26_N039_13.html
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-06-23/ifo-dresden-demografischer-wandel-sorgt-fuer-personalmangel-kritischen
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-06-23/ifo-dresden-demografischer-wandel-sorgt-fuer-personalmangel-kritischen
https://www.creditreform.de/aktuelles-wissen/pressemeldungen-fachbeitraege/news-details/show/insolvenzen-in-deutschland-1-halbjahr-2026
https://www.creditreform.de/aktuelles-wissen/pressemeldungen-fachbeitraege/news-details/show/insolvenzen-in-deutschland-1-halbjahr-2026
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maßgeblich aus den drastisch gestiegenen Kosten für essenzi-

elle Energie und Rohstoffe. 

Diese anhaltende Pleitewelle betrifft die verschiedenen Rechts-

formen der hiesigen Wirtschaft in höchst unterschiedlichem 

Ausmaß. Die GmbH dominiert das gegenwärtige Insolvenzge-

schehen. Auf diese etablierte Unternehmensform entfielen zu-

letzt exakt 47,6 Prozent der gesamten registrierten Ausfälle. Die 

strengen gesetzlichen Antragspflichten für die jeweiligen Ge-

schäftsführer beschleunigen diese spezifische Entwicklung oft-

mals zusätzlich. 

Die zunehmenden Firmenpleiten hinterlassen tiefe Spuren auf 

dem ohnehin angeschlagenen Arbeitsmarkt. Zahlreiche Ange-

stellte bangen infolge der aktuellen wirtschaftlichen Verwerfun-

gen um ihre Existenzgrundlage. Den Experten zufolge sind mo-

mentan rund 165.000 Arbeitsplätze direkt von diesen unterneh-

merischen Zusammenbrüchen bedroht. Ein rasches Ende dieser 

konjunkturellen Abwärtsspirale ist für die betroffenen Beleg-

schaften vorerst absolut nicht in Sicht. 

Konsumklima bleibt schwach, aber stabil7 

Das Nürnberg Institut für Marktentscheidungen (NIM) verzeich-

net für den Juli 2026 eine leichte Stabilisierung der allgemeinen 

Verbraucherstimmung. Der entsprechende Frühindikator für das 

Konsumklima verharrt auf dem niedrigen Stand von minus 29,2 

Punkten. Trotz dieser marginalen Aufwärtstendenz bleibt die 

Kaufzurückhaltung innerhalb der Bevölkerung weiterhin deutlich 

spürbar. Eine echte Trendwende bei den privaten Ausgaben 

zeichnet sich noch nicht ab. 

GfK Konsumklimaindex 

 
Quelle: Nürnberger Institut für Marktentscheidungen (NIM) 

Die befragten Bürger blicken mittlerweile wieder etwas weniger 

pessimistisch auf die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung der 

kommenden Monate. Infolgedessen kletterte der maßgebliche 

 
7 NIM (25.06.2026): Konsumklima weiterhin schwach, aber stabil.  

Teilindikator für die Konjunkturerwartungen der Verbraucher zu-

letzt um exakt 2,5 Zähler nach oben. Gleichzeitig rechnen die 

Konsumenten in nächster Zeit mit einer spürbaren Abschwä-

chung der allgemeinen Inflation. Die Fachleute führen diese sin-

kenden Preiserwartungen primär auf den Ende Juni auslaufen-

den Tankrabatt zurück. 

Entgegen den leicht aufgehellten Konjunkturaussichten verweilt 

die Bereitschaft zu größeren Käufen jedoch weiterhin im negati-

ven Bereich. Die Menschen stufen den gegenwärtigen Zeitpunkt 

für weitreichende finanzielle Anschaffungen überwiegend als un-

günstig ein. Parallel dazu stagniert die ermittelte Sparneigung 

der privaten Haushalte auf dem überdurchschnittlich hohen Ni-

veau von 13,9 Punkten. Folglich halten die Verbraucher ihr Geld 

angesichts der unsicheren Gesamtlage lieber zusammen, an-

statt den Handel zu beflügeln. 

 

2. UNTERNEHMEN 

Umsatz im Mittelstand sinkt8 

Der aktuelle DATEV Mittelstandsindex dokumentiert die anhal-

tende wirtschaftliche Schwächephase der heimischen Betriebe. 

Im direkten Jahresvergleich sanken die kalenderbereinigten Um-

sätze um exakt 1,4 Prozent. Diese deutliche Abschwächung trifft 

insbesondere den traditionellen Handel überaus hart. Aus-

schließlich das Gastgewerbe verbuchte laut den offiziellen Aus-

wertungen merkliche Zuwächse. 

Trotz der angespannten Ertragslage steigen die Personalkosten 

kontinuierlich weiter an. Gegenüber dem Vorjahresmonat kletter-

ten die Löhne der Angestellten um beachtliche 4,4 Prozent. Diese 

dynamische Gehaltsentwicklung betrifft ausnahmslos sämtliche 

betrachteten Wirtschaftsbranchen. Der stärkste relativen Lohn-

anstieg wurde in der  Gastronomie registriert. 

Die generelle Personalsituation verbleibt parallel zu diesen Ent-

wicklungen auf einem nahezu vollkommen stabilen Niveau. Der 

entsprechende Index für die Beschäftigung ging im Vorjahresver-

gleich lediglich um minimale 0,1 Prozent zurück. Zwischen den 

verschiedenen Betriebsgrößen existieren bei dieser Kennzahl je-

doch sichtbare Unterschiede. Während kleinste Betriebe weiter-

hin Personal aufbauen, streichen mittlere Produzenten zuneh-

mend vorhandene Stellen. 

 

 

 

8 DATEV (22.06.2026): Mittelstandsindex (Juni 2026). 
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https://www.nim.org/konsumklima/detail-konsumklima/konsumklima-weiterhin-schwach-aber-stabil
https://www.datev.de/web/de/berufsgruppenuebergreifend/presse/presseinformationen/meldungen-2026/datev-mittelstandsindex-juni-2026
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DATEV Mittelstandsindex 

Saisonbereinigt, 2022=100 

 
Quelle: DATEV 

Wirtschaftliche Stimmung in Deutschland steigt9 

Die Stimmung der deutschen Unternehmen hat sich laut den ak-

tuellen Umfragen des ifo Instituts zuletzt wieder aufgehellt. Der 

maßgebliche Geschäftsklimaindex kletterte im Juni des Jahres 

2026 auf den Wert von 85,6 Punkten. Die befragten Führungs-

kräfte beurteilten dabei insbesondere ihre gegenwärtige wirt-

schaftliche Lage besser als im Vormonat. Gleichzeitig blicken die 

Betriebe wieder mit deutlich weniger Skepsis auf die absehbaren 

weltpolitischen Entwicklungen. 

Diese positive Gesamttendenz spiegelt sich gleichermaßen im 

heimischen verarbeitenden Gewerbe wider. Dort resultiert der 

Anstieg primär aus den spürbar verbesserten Erwartungen der 

industriellen Produzenten für die kommenden sechs Monate. 

Auch der Dienstleistungssektor verzeichnete zuletzt eine merkli-

che Erholung des generellen Geschäftsklimas. In diesem Bereich 

zeigten sich die Anbieter vor allem mit den laufenden Geschäften 

weitaus zufriedener. 

Die Forscher stützen diese Resultate auf die monatlichen Ant-

worten von rund 9.000 befragten Firmen. Im klassischen Handel 

wurde erneut eine Steigerung der allgemeinen Zuversicht festge-

stellt. Das stark gebeutelte Bauhauptgewerbe schloss sich die-

ser beginnenden Erholungsphase aufgrund weniger pessimisti-

scher Prognosen ebenfalls an. Dennoch klagen in dieser Branche 

 
9 ifo Institut (24.06.2026): ifo Geschäftsklimaindex (Juni 2026). 

weiterhin zahlreiche Betriebe über einen Mangel an neuen Auf-

trägen. 

ifo Geschäftsklima 

Index (2015=100), saisonbereinigt 

 
Quelle: ifo Institut 

Investitionsbereitschaft im Mittelstand sinkt10 

Laut aktuellen Auswertungen von KfW Research zeigen sich 

deutsche Betriebe bei neuen Ausgaben weiterhin äußerst zurück-

haltend. Die fehlende Aufbruchsstimmung resultiert maßgeblich 

aus hemmenden gesetzlichen Vorgaben sowie dem hohen Preis-

niveau für Material und Energie. Diese negativen wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen prägten die allgemeine konjunkturelle 

Lage bereits vor dem Ausbruch der aktuellen kriegerischen 

Handlungen im Iran. Folglich sanken die gesamten unternehme-

rischen Investitionen zwischen den Jahren 2019 und 2025 preis-

bereinigt um exakt 8,3 Prozent. 

Die Daten des repräsentativen KfW-Mittelstandspanels belegen 

die ausgeprägte Unregelmäßigkeit bei der finanziellen Zukunfts-

planung der Wirtschaft. Lediglich zwölf Prozent der kleinen und 

mittleren Betriebe führen alljährlich entsprechende Projekte zur 

Sicherung ihrer Wettbewerbsfähigkeit durch. Bei dieser Fre-

quenz existieren allerdings gewaltige Unterschiede bezüglich der 

jeweiligen Größe der analysierten Firmen. Während kleine Einhei-

ten sehr selten Geld in die Hand nehmen, agieren große Mittel-

ständler in diesem strategischen Bereich weitaus aktiver. 

10 KfW Research (18.06.2026): Investitionen im Mittelstand: alles andere 
als systematisch. 
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https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-06-24/ifo-geschaeftsklimaindex-gestiegen-juni-2026
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_898432.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_898432.html
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Zusätzlich zur geringen Häufigkeit mangelt es der Unterneh-

mensführung oftmals an der strategischen Einbettung dieser 

wichtigen Entscheidungen. Viele Inhaber beschließen neue Aus-

gaben stattdessen rein situativ auf der Basis von akuten Notwen-

digkeiten sowie der aktuell verfügbaren Liquidität. Enge Grenzen 

bei den personellen Ressourcen und das mangelnde Fachwissen 

erschweren den Firmen eine vorausschauende Strukturierung 

massiv. Infolgedessen verfügen laut der Studie gegenwärtig nur 

drei Prozent der Mittelständler über eine systematische Vorbe-

reitung. 

KI ersetzt zunehmend formale Abschlüsse11 

Das ifo Institut veröffentlichte kürzlich aktuelle Resultate zur 

Etablierung von Künstlicher Intelligenz. Knapp 20 Prozent der be-

fragten Anwender halten den Ersatz von akademischen Ab-

schlüssen durch diese Technologie für leicht. Diese Betriebe 

greifen stattdessen bevorzugt auf geringer qualifizierte Arbeits-

kräfte mit entsprechender digitaler Unterstützung zurück. Die ra-

sante technologische Entwicklung verändert somit die grundle-

genden Anforderungen der heimischen Arbeitswelt nachhaltig. 

Neben formalen Qualifikationen untersuchten die Forscher 

ebenso die Substituierbarkeit von praktischer beruflicher Erfah-

rung. Für rund 15 Prozent der Betriebe ist der Austausch von rou-

tinierten Mitarbeitern durch unerfahrene Kräfte mit Systemhilfe 

problemlos machbar. Die Kompensation von langjähriger Praxis 

fällt den Firmen offensichtlich etwas schwerer als der Verzicht 

auf offizielle Zeugnisse. Zahlreiche Unternehmen integrieren in-

telligente Algorithmen bereits heute erfolgreich in ihre alltägli-

chen Geschäftsprozesse. 

Zwischen den verschiedenen Wirtschaftsbereichen existieren 

bei dieser Entwicklung deutliche Unterschiede. Der Handel ver-

zeichnet mit knapp 29 Prozent die höchste Rate bei der potenzi-

ellen Ersetzbarkeit von akademischen Graden. Andere Sektoren 

wie das Baugewerbe zeigen sich bezüglich dieser technologi-

schen Substitution noch merklich zurückhaltender. Dennoch be-

stätigen diese Resultate den tiefgreifenden Wandel der Personal-

planung über sämtliche Unternehmensgrößen hinweg. 

 

3. POLITIK 

Umfassende Reform der Altersvorsorge12 

Bundeskanzler Merz und Arbeitsministerin Bas planen die zügige 

Umsetzung der kürzlich vorgestellten Rentenreform. Das 

 
11 ifo Institut (12.06.2026): Erste Unternehmen sehen KI als Alternative 
zu Qualifikation und Berufserfahrung. 

Kernstück des 33 Einzelmaßnahmen umfassenden Konzepts bil-

det die Einführung einer verpflichtenden kapitalgedeckten Alters-

vorsorge. Für diesen öffentlichen Anlagefonds sollen Beschäf-

tigte und Unternehmen zukünftig gemeinsam einen Zusatzbei-

trag von bis zu zwei Prozent entrichten. Diese marktorientierte 

Maßnahme soll das heimische Rentensystem angesichts des ab-

sehbaren demografischen Wandels dauerhaft stabilisieren. Fer-

ner sollen Minijobs für alle Gruppen mit Ausnahme von Schülern 

abgeschafft werden.  

Neben der zusätzlichen Finanzierung sieht das offizielle Maß-

nahmenpaket weitreichende Veränderungen beim zukünftigen 

Renteneintrittsalter vor. Ab dem Jahr 2032 koppelt der Staat den 

regulären Beginn des Ruhestands folgerichtig direkt an die stei-

gende Lebenserwartung der Bevölkerung. Im Gegenzug strei-

chen die Verantwortlichen die bisherige Option des abschlags-

freien vorzeitigen Ausstiegs aus dem aktiven Berufsleben. Laut 

dem vorliegenden Kommissionsbericht nutzten in der jüngeren 

Vergangenheit beachtliche 30 Prozent aller angehenden Ruhe-

ständler die Option der Frührente. 

BVMW-Position 

Aus Sicht des BVMW stellt das skizzierte Reformpaket zur Alters-

vorsorge einen ambivalenten Kompromiss dar. Die langfristige 

Stabilisierung des Systems durch Kapitaldeckung sowie die kon-

sequente Korrektur der bisherigen Frührente ist ausdrücklich zu 

begrüßen. Jedoch ist die geplante Zwangsversicherung für neue 

Selbstständige als schwere Bürde für das freie Unternehmertum 

kategorisch abzulehnen. Zudem bereitet der absehbare Anstieg 

der gesetzlichen Abgaben zwischen den Jahren 2028 und 2030 

den hiesigen Betrieben erhebliche finanzielle Sorgen. 

Wachsender Staatskonsum13 

Clemens Fuest vom ifo Institut kritisiert die bedenkliche Ver-

schiebung der  deutschen Wirtschaftsstruktur in den vergange-

nen Jahren. Gleichzeitig stagniert der private Sektor als eigentli-

cher Motor der langfristigen konjunkturellen Entwicklung. Seinen 

Berechnungen zufolge wuchsen die staatlichen Konsumausga-

ben rasant um 29 Prozent an. Diese anhaltende staatliche Ex-

pansion umfasst primär gestiegene Aufwendungen für das  Per-

sonal im Öffentlichen Dienst sowie umfangreiche soziale Trans-

fers. 

Der Experte warnt eindringlich vor den negativen wirtschaftli-

chen Folgen dieser langanhaltenden Ausweitung des Öffentli-

chen Dienstes. Seit etwa sieben Jahren zementiert diese unge-

sunde Dynamik die andauernde Stagnation der Wirtschaft. Infol-

gedessen schwinden die verbliebenen finanziellen Anreize für 

12 Handelsblatt (23.06.2026): Koalition will alle Vorschläge der Renten-
kommission umsetzen. 
13 ifo Institut (25.06.2026): Staatlicher Konsum gefährdet Wachstum. 

https://www.ifo.de/fakten/2026-06-12/erste-unternehmen-sehen-kuenstliche-intelligenz-als-alternative-zu-qualifikation
https://www.ifo.de/fakten/2026-06-12/erste-unternehmen-sehen-kuenstliche-intelligenz-als-alternative-zu-qualifikation
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/rente-koalition-will-alle-vorschlaege-der-rentenkommission-umsetzen/100234985.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/rente-koalition-will-alle-vorschlaege-der-rentenkommission-umsetzen/100234985.html
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-06-25/ifo-praesident-staatlicher-konsum-gefaehrdet-wachstum
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dringend benötigte unternehmerische Expansionen spürbar. Er 

fordert daher die rasche Eindämmung der Staatsausgaben zu-

gunsten weitreichender marktwirtschaftlicher Reformen. 

BVMW-Position 

Der BVMW teilt die grundsätzliche Kritik an einem steigenden 

Staatskonsum. Eine nuancierte Sicht auf Staatsausgaben ist je-

doch notwendig, um ihre Ambivalenz aus Unternehmensper-

spektive zu verstehen. Zwar ist die staatliche Ausweitung kri-

tisch zu sehen, weil die Güterallokation über den freien Markt er-

fahrungsgemäß weitaus effizienter abläuft als durch Behörden. 

Andererseits müssen öffentliche Ausgaben kein Investitions-

hemmnis sein, sondern können Auftragsbücher füllen und 

dadurch private Investitionen anreizen. Dieser Effekt lässt sich 

beispielsweise beobachten, wenn die Bundeswehr über ihr Liefe-

rantenverzeichnis (https://lieferantenverzeichnis.bvmw.de/) 

Aufträge an BVMW-Mitglieder verteilt. Der verstärkte Einsatz di-

gitaler Instrumente in Kombination mit Anwendungen basierend 

auf Künstlicher Intelligenz ermöglicht zukünftig mit weniger Per-

sonal im Öffentliche Dienst auszukommen. Diese werden schon 

jetzt händeringend im Mittelstand und Handwerk benötigt. 

Entwurf zum Arbeitszeitgesetz in der Kritik14 

Laut ARD-Hauptstadtstudio kursiert derzeit der umstrittene Ge-

setzentwurf aus dem Bundesarbeitsministerium zur Reform der 

gesetzlichen Arbeitszeiten. Das intern verfasste Papier knüpft 

mögliche Abweichungen vom strikten Acht-Stunden-Tag exklu-

siv an bestehende Tarifverträge. Zusätzlich plant das Ministe-

rium die grundsätzliche Verpflichtung der Arbeitgeber zur lü-

ckenlosen elektronischen Erfassung der geleisteten Arbeitsstun-

den. Die zuständigen Behördenvertreter bezeichnen das Doku-

ment bislang lediglich als unabgestimmte interne Arbeitsfas-

sung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
14 Tagesschau (18.06.2026): Bas‘ Arbeitszeit-Pläne sorgen für scharfe 
Kritik. 

Zahlreiche Wirtschaftsverbände und Politiker der Union reagie-

ren auf den Regierungsplan mit massiver Ablehnung. Sie werfen 

der amtierenden Koalition den offensichtlichen Bruch der ge-

troffenen Vereinbarungen zur versprochenen Arbeitszeitflexibili-

sierung vor. Laut des Zentralverband des deutschen Handwerks 

zeugen die überaus rigiden Dokumentationspflichten zudem von 

tiefem staatlichen Misstrauen gegenüber den Beschäftigten. 

BVMW-Position 

Der Entwurf stellt aufgrund von zwei massiven Einschränkungen 

bei der Arbeitszeitflexibilisierung eine große Enttäuschung dar. 

Die geplante Koppelung der flexiblen Arbeitszeiten an Tarifver-

träge oder Betriebsvereinbarungen schließt den Großteil der 

KMU faktisch aus. Die ungebundenen Betriebe dürfen ihre Ar-

beitszeiten folglich nicht bedarfsgerecht von der täglichen auf 

die wöchentliche Höchstgrenze umstellen. Wir fordern die Regie-

rungskoalition daher eindringlich zu weitreichenden Nachbesse-

rungen an diesem Gesetzesvorhaben auf. Die Flexibilisierung der 

Arbeitszeit wird von der übergroßen Mehrheit der Beschäftigten 

und Unternehmen unterstützt. Diesem Umstand muss die Bun-

desregierung nun auch Rechnung tragen. 

Berlin, 26.06.2026 

Gez.:   

 

Jasper Lüke  jasper.lueke@bvmw.de 

Dr. Hans-Jürgen Völz hans-juergen.voelz@bvmw.de 
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